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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 
Kleine Anfrage wie folgt:   

 
Frage 1: Welche Schlussfolgerungen zieht der Senat 

aus dem Lärmaktionsplan für die Joachim-Friedrich-
Straße im Bereich Seesener Straße bis Paulsborner Straße, 
der einen dringlichen Handlungsbedarf zur Verringerung 
des Verkehrslärms ausweist?  

 
Frage 3: Wird der Senat demnächst in der südlichen 

Joachim-Friedrich-Straße zumindest zwischen 22:00 Uhr 
und 6:00 Tempo 30 ausweisen und falls nicht, warum 
nicht? 

 
Antwort zu 1. und 3.: Der Senatsbeschluss zum Lärm-

aktionsplan Berlin 2008 sieht nur vor, dass die im Haupt-
teil dargestellten kurzfristigen Maßnahmen verbindlich 
umgesetzt werden. Bei den mittelfristigen Maßnahmen 
des Materialienbandes handelt es sich um Maßnahmen, 
die im weiteren Verlauf noch geprüft und zwischen den 
beteiligten Verwaltungen abgestimmt werden sollen. 
Dabei stellt der Lärmaktionsplan bzw. die rechtliche 
Grundlage für den Lärmaktionsplan (§ 47 a-f Bundes-
Immissionsschutzgesetz) keine Ermächtigungsgrundlage 
für die Umsetzung von Maßnahmen dar. Die Umsetzung 
ist nur über andere Rechtsvorschriften möglich; eine Ge-
schwindigkeitsreduzierung kann nur auf Grundlage der 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) durch die zuständige 
Straßenverkehrsbehörde, das ist hier die Verkehrslenkung 
Berlin (VLB), angeordnet werden. Hierbei hat sie eine 
Ermessensentscheidung herbeizuführen, bei der neben der 
Lärmbelastung auch die verkehrlichen Aspekte berück-
sichtigt werden müssen. 

 
Die Joachim-Friedrich-Straße ist als zwischenge-

meindliche Straßenverbindung zwischen Charlottenburg 
und Wilmersdorf Teil des durch den Stadtentwicklungs-
plan Verkehr (StEP Verkehr) definierten übergeordneten 
Straßennetzes. Sie gehört deshalb auch nicht zum 
Konzept der Tempo 30-Zonen. Aufgrund ihrer Funktion 
als Hauptverkehrsstraße muss sie als Umleitungsstrecke 
bei Baumaßnahmen an der Stadtautobahn zur Verfügung 

stehen, damit sich der Verkehr nicht in andere, schutz-
würdige Straßen verlagert.  

 
Vor 2007 gab es nur eine Einzelausweisung von 

Tempo 30 zur Schulwegsicherung vor der Halensee-
Grundschule. Im Jahr 2007 wurde die gesamte Joachim-
Friedrich-Straße im Rahmen des Senats-„Konzepts zur 
Minderung der nächtlichen Lärmbelastungen durch 
Reduzierung der zugelassenen Fahrgeschwindigkeiten in 
der Nachtzeit“ danach untersucht, ob es erhöhte nächt-
liche Lärmbelastungen bei einer gleichzeitig hohen 
Betroffenendichte gab. Die Belastung im nördlichen 
Straßenabschnitt lag höher als im südlichen Straßen-
abschnitt. Deshalb wurde entschieden, dort Tempo 30 für 
die Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr anzuordnen. Da sich die 
jeweils unterschiedlich zeitlich befristeten Tempolimits 
(Schulwegsicherung/nächtlicher Lärmschutz) dort aber 
auf kurzer Strecke abgewechselt hätten, wurde dann letzt-
lich aus Gründen der besseren Erkennbarkeit für die Ver-
kehrsteilnehmer/innen ein zeitlich unbefristetes und 
durchgängiges Tempolimit angeordnet. 

 
In der Folgezeit hat die VLB noch mehrfach die 

Möglichkeit einer Geschwindigkeitsbeschränkung in der 
südlichen Joachim-Friedrich-Straße aufgrund von Bürger-
schreiben, einer Petition und eines Schreibens des Be-
zirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin über-
prüft. Da jedoch die Lärmbelastungsrichtwerte der Lärm-
schutz-Richtlinien-StV weiterhin nicht überschritten 
werden, ist eine Reduzierung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit nach Abwägung aller Interessen nach 
wie vor nicht gerechtfertigt. Auch andere Gründe, wie 
z.B. Verkehrssicherheitsgründe, die ein straßenverkehrs-
rechtliches Eingreifen erfordern würden, liegen hier nicht 
vor. Hierbei ist zu bedenken, dass Beschränkungen des 
fließenden Verkehrs gemäß § 45 Abs. 9 StVO nur dann 
angeordnet werden dürfen, wenn auf Grund der be-
sonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage be-
steht, die diese Maßnahme zwingend gebietet.  
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Frage 2: Weshalb ist der Senat bislang nicht der im 

Lärmaktionsplan vorgeschlagenen Verringerung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Westfälischen 
Straße auf Tempo 30 gefolgt? 

 
Antwort zu 2.: In der Westfälischen Straße ist 

zwischen Kurfürstendamm und Nestorstraße eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h angeordnet. 

 
 
Berlin, den 23. November 2011 
 
 

In Vertretung 
 
 

K r a u t z b e r g e r 
................................ 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung  
 

 
(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 24. Nov. 2011) 
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